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Anerkennung durch einen wissentlich falschen Vater

Sachverhalt

Die VB B. hat davon Kenntnis erhalten, dass das Kind einer unverheirateten Mutter durch ihren Partner, welcher nachweislich nicht der Vater des Kindes ist, anerkannt worden ist. Das zuständige Gericht hatte seinerzeit festgestellt, dass der damalige Ehemann nicht der Vater ist. Eine DNA-Analyse habe aber auch belegt, dass auch der heutige Partner der Mutter nicht der Vater sei (Bericht des Beistandes).

Aufgrund der in der Zwischenzeit eingetroffenen Mitteilung einer Kindesanerkennung des Zivilstandsamtes müsste nun der Unterhalt geregelt werden.

Besteht für die VB der Entscheidungsspielraum (gem. Art. 260a ZGB kann die Wohnsitzgemeinde klagen), wissentlich diese unwahre Anerkennung als im Kindesinteresse zu akzeptieren und als Folge daraus einen noch abzuschliessenden Unterhaltsvertrag zu genehmigen? Oder welches Vorgehen müsste gewählt werden?

Erwägungen

1. Damit ein Kind anerkannt werden kann, muss das Kindesverhältnis zur Mutter feststehen und ein Kindesverhältnis zum Vater fehlen (Art. 260 ZGB). Die Anerkennung des vaterlosen Kindes erfolgt vor dem Zivilstandsamt, welches zu prüfen hat, ob diese Voraussetzungen gegeben sind, der Anerkennende handlungsfähig ist (bei unmündigen und entmündigten Urteilsfähigen bedarf die Anerkennung der Zustimmung der gesetzlichen Vertreter) und das Kind nicht (z.B. durch eine Einzelperson) adoptiert ist (Art. 11 Zivilstandsverordnung).

2. Nicht zulässig ist die Anerkennung eines Kindes, wenn die Vaterschaft des Anerkennenden gerichtlich ausgeschlossen worden ist. So kann weder der Ehemann, welcher die Ehelichkeitsvermutung gestützt auf Art. 256 ZGB mit Erfolg angefochten hat, das Kind nachträglich als das Seine anerkennen (BGE 122 III 99; ZBJV 1998 S. 166 f.), noch kann der Anerkennende, dessen Anerkennung gestützt auf Art. 260a ZGB mit Erfolg gerichtlich angefochten wurde, das Kind später nochmals an erkennen (C. Hegnuer, Berner Kommentar, N 64 zu Art. 260 ZGB), noch kann ein Mann ein Kind anerkennen, nachdem eine Vaterschaftsklage gegen ihn abgewiesen worden war, weil seine Vaterschaft ausgeschlossen oder weniger wahrscheinlich ist als die eines Dritten (Hegnauer, a.a.O. N. 65). In diesen Fällen hat das Zivilstandsamt die Beurkundung der Anerkennung abzulehnen. Voraussetzung ist natürlich, dass diese Tatsachen dem Zivilstandsamt bekannt sind, was durch Belehrung und Befragung in Erfahrung gebracht werden kann (Hegnauer, BK N 106 ff. zu Art. 260 ZGB).


3. Wenn aus einem aussergerichtlichen Gutachten hervorgeht, dass der Anerkennende nicht der Vater des Kindes ist, kann die Anerkennung nur verhindert werden, wenn diese Tatsache dem Zivilstandsamt bekannt ist (Hegnauer, a.a.O., N 67). Das wird in der Regel nicht der Fall sein und war offenbar auch im vorliegenden Fall so.


4. Wenn eine unzulässige Anerkennung erfolgt, ist zu unterscheiden zwischen Nichtigkeitstatbeständen, bei welchen die Anerkennung unwirksam ist, und Ungültigkeitstatbeständen, welche lediglich die Möglichkeit einer Anfechtung eröffnen. 

a. Nichtig sind Anerkennungen (vgl. Hegnauer, BK, N 8 ff. zu Art. 260a ZGB)
· durch Urteilsunfähige, 

· wenn die erforderliche Zustimmung der gesetzlichen Vertretung fehlt, 
· wenn sich der Anerkennende über den Inhalt irrt (z.B. wegen sprachlicher Missverständnisse; beachte allerdings den Unterschied zum Grundlagenirrtum und zur Drohung, welche nur eine gerichtliche Anfechtung zulassen und nicht zur Nichtigkeit führen, Hegnauer, BK, N 88 ff. zu Art. 260a ZGB)

· wenn sie unter unzulässigen Bedingungen erfolgte, 
· wenn das Kind tot geboren wird

· wenn das Kindesverhältnis zur Mutter fehlt

· wenn der Altersunterschied die Vaterschaft ausschliesst,

· wenn durch Urteil festgestellt worden war, dass der Anerkennende nicht der Kindesvater sein kann.

b. Ungültig und deshalb anfechtbar (Hegnauer, BK N 62 zu Art. 260 ZGB) sind namentlich Anerkennungen, welche gemäss Art. 260a ZGB anfechtbar sind. Dazu gehören auch Anerkennungen, welche von einem Mann erklärt werden, der weiss, dass er nicht der Vater ist, sei er zeugungsunfähig, habe er die Mutter zur Zeit der Empfängnis noch gar nicht gekannt oder sei diese Tatsache durch ein aussergerichtliches Gutachten festgestellt.

5. Die wissentlich unwahre Anerkennung erfüllt den Tatbestand der Erschleichung einer falschen Beurkundung (Art. 253 StGB). Dabei handelt es sich um ein Offizialdelikt. Eine Anzeigepflicht der Vormundschaftsbehörde an die Strafuntersuchungsbehörden im Sinne von Art. 201 des Gesetzes über das Strafverfahren besteht allerdings nicht, weil die Vormundschaftsbehörden im Kanton Bern von der Anzeigepflicht befreit sind (Art. 25 Abs. 2 EG ZGB BE).

6. Damit hat die Vormundschaftsbehörde davon auszugehen, dass mit der Anerkennung ein rechtsgültiges Kindesverhältnis begründet wurde. Gestützt darauf hat sie besorgt zu sein, dass zwischen dem Anerkennenden und dem Kind ein Unterhaltsvertrag erstellt wird (Konferenz der kantonalen Vormundschaftsbehörden VBK, Mustersammlung zum Adoptions- und Kindesrecht, Ziff. 111 S. 53). Das Bundesgericht hat in der jüngsten Vergangenheit den Zusammenhang zwischen Unterhaltspflicht und Kindesverhältnis bekräftigt und selbst im Falle, da im Rahmen eines Scheidungsverfahrens sowohl die Ehegatten als auch das Gericht gesicherte Kenntnis davon hatten, dass der Ehemann nicht der Vater des Kindes war, dessen Unterhaltspflicht solange bejaht, bis im Rahmen eines Anfechtungsprozesses geklärt ist, dass er nicht der Vater ist (BGE 5P.415/2004 vom 5. Januar 2005 in: ZVW 2005 S. 129 ÜR 2-05). Dasselbe muss gelten, wenn das Kindesverhältnis nicht durch die Ehelichkeitsvermutung (Art. 252 Abs. 2, 255 ZGB), sondern wie hier durch Anerkennung (Art. 260 ZGB) begründet wurde.

7. Ob im Interesse des Kindes die Anerkennung anzufechten sei (Art. 260a ZGB)und damit auf Initiative der Vormundschaftsbehörde, welche dem Kind einen Beistand nach Art. 392 Ziff. 2 ZGB ernennen kann, das väterliche Kindesverhältnis gerichtlich aufzuheben sei, wird sich vorab an der Frage entscheiden, ob der biologische Vater bekannt ist, oder ob mit der Anfechtung erwirkt wird, dass das Kind vaterlos wird (Hegnauer, BK N 78 zu Art. 260; ZVW 1995 S. 233 ff. Nr. 17 [BGE 121 III 1]; ZVW 1998 S. 220 E. 3).
Mit freundlichen Grüssen

Kurt Affolter

lic. iur., Fürsprecher und Notar

Ligerz, 8. August 2005
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